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Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht - Länderbericht Marokko

von stud. jur. Hanan El-Azzouzi und FAFamR Priv.-Doz. Dr. Peter Finger, Frankfurt/Main

Mit diesem Länderbericht setzen wir unsere Übersichten über ausl. Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht fort.
 Für die Ehescheidung für bei uns lebende Marokkaner haben wir bisher bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit zu Marokko marokk. Recht herangezogen, Art. 17 Abs. 1 iVm 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB.
 Für Scheidungsverfahren, die nach dem 21.6.2012 eingeleitet sind, gelten auch im Verhältnis zu Marokko und ohne weitere Übergangsregeln die Bestimmungen der VO Nr. 1259/2010 (EU),
die wir (persönlich) nicht nur für Staatsangehörige der teilnehmenden Mitgliedstaaten oder der europ. Gesetzgebung anwenden, sondern auf alle, die die Voraussetzungen im Einzelnen erfüllen. Maßgeblich wird nun, erste Priorität, die Rechtswahl der Beteiligten, die sie bei der Eheschließung oder im weiteren Verlauf und auf die Scheidung beschränkt erklären können, ohne wie bisher, soweit ihnen überhaupt Wahlbefugnisse zugestanden haben, ihre persönlichen Ehewirkungen, Art. 14 EGBGB, einbeziehen zu müssen, danach und wenn keine vorrangige Wahl erfolgt ist, gemeinsames oder letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, falls ein Gatte dort geblieben ist und der Umzug des anderen nicht länger als ein Jahr zurückliegt, und erst an dritter Stelle die Staatsangehörigkeit beider Eheleute zu einem Staat (4. Priorität, lex fori).
 Marokk. Eheleute werden aber wohl nicht ganz selten ihr Heimatrecht zur Rechtsanwendung auch bei uns bestimmen, um die Anerkennung des dt. Scheidungsbeschlusses in Marokko sicherzustellen oder zumindest nicht zu gefährden. Internationale Zuständigkeiten dt. Gerichte folgen aus der VO Nr. 2201/2003, die wie die anderen Bestimmungen der europ. Gesetzgebung nicht nur Angehörige der Mitgliedstaaten erfasst.
  Für Unterhaltsforderungen gilt seit dem 18.6.2011 die EuUnterhaltsVO bzw. das Haager Protokoll, während  für kindschaftsrechtliche Streitigkeiten soweit einbezogen seit 1.1.2011 das Kinderschutzübereinkommen (KSÜ) Grundlage wird,
 dem Marokko ebenso angehört wie der UN-Kinderrechtskonvention
 und dem Haager Abk. über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung.
 Sonst bleiben unsere bisherigen Anknüpfungsregeln erhalten, bei uns also Art. 19 ff. EGBGB,  vor allem für die Abstammung und sonstige Sorgerechtsangelegenheiten, die vom KSÜ oder anderen Abk. nicht erfasst sind. - Zwischen den Rechtsordnungen beider Länder bestehen teilweise erhebliche Unterschiede; deshalb gewinnt Art. 6 EGBGB (dt. ordre public) besondere Bedeutung;  nach dem 21.6.2012 gilt vor allem aber Art.10 VO Nr. 1259/2010 mit seinem besonderen ordre public,, der das Recht des Gerichtsstaats zur Anwendung bringt, wenn der Ausgangsstaat keinen oder keinen ausreichenden Zugang zur Ehescheidung eröffnet (bzw. zwischen Mann und Frau unterscheidet).
I. Einleitung

Bouchta, marokk. Staatsangehöriger (42 Jahre alt), ist mit Hachmia L., ebenfalls Marokkanerin (38 Jahre), seit 2002 (Eheschließung in Marokko) verheiratet. Beide leben in F./Deutschland. Aus der Ehe sind die beiden Kinder Karim, 6 Jahre (geb. in F./Deutschland), und Laila, 4 Jahre, hervorgegangen, die nach der Trennung der Eltern von der Mutter versorgt werden. Bouchta war zunächst bei den Stadtwerken in F. beschäftigt und verdiente dort durchschnittlich 1.400,00 Euro netto im Monat. Ob er weiterhin tätig ist und welche Einkünfte er hat, weiß Hachmia nicht. Jedenfalls zahlt er keinen Unterhalt für seine Familie. Deshalb hat Hachmia für Laila und Karim Unterhaltsvorschuss beantragt, den sie auch erhält. Sie arbeitet mit wechselnden Zeiten in einem Supermarkt und hat ein Einkommen (LStKl II, ein Kinderfreibetrag) von rund 650,00 Euro im Monat. Für die Miete ihrer Wohnung muss sie 340,00 Euro (kalt) im Monat aufwenden,
 und für Energie- und Heizungskosten etwa 95,00 Euro leisten. Nun stellt Hachmia beim FamG in F./Deutschland Scheidungsantrag; im Übrigen fordert sie Unterhalt für sich und die Kinder und beansprucht die elterliche Sorge für beide. Für den Fall der Scheidung ihrer Ehe will sie schließlich an der Altersversorgung ihres Mannes beteiligt sein, Versorgungsausgleich.
1. Internationale Zuständigkeiten

Für Scheidungsverfahren mit Auslandsbezug, grenzüberschreitende Wirkung, ergibt sich die internationale Zuständigkeit des angerufenen dt. Gerichts unabhängig von der (marokk.) Staatsangehörigkeit der Beteiligten bzw. der Antragstellerin aus der VO Nr. 2201/2003 (europ. Gesetzgebung). Hachmia hält sich seit längerer Zeit gewöhnlich in Deutschland auf. Auch ihr Ehemann lebt hier, vgl. dazu Art. 3 Abs. 1 a) 1. Spiegelstrich (gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt bei uns) bzw. 5. Spiegelstrich (gewöhnlicher Aufenthalt des Antragstellers/der Antragstellerin hier seit mindestens einem Jahr bzw. seit sechs Monaten, wenn er/sie dt. Staatsangehöriger ist). Für die Regelung der elterl. Sorge wird der gewöhnliche Aufenthalt des Kindes/der Kinder in Deutschland bestimmend, Art. 8 VO Nr. 2201/2003, wobei unter den Voraussetzungen aus Art. 12 die Zuständigkeit auch beim Scheidungsgericht liegen kann. Für Unterhaltsansprüche gelten seit 18.6.2011 die Vorschriften der EuUnterhaltsVO.
 Danach kann Hachmia am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Antragsgegners gegen diesen vorgehen und ihre Forderungen geltend machen, Art. 3 a), kann aber auch an ihrem eigenen gewöhnlichen Aufenthaltsort gegen Bouchta vorgehen, wobei die bisherigen Zuständigkeiten aus der VO Nr. 44/2001 (EU) nicht mehr fortbestehen bzw. ersetzt sind.
/
 Für den Versorgungsausgleich ergibt sich die internat. Zuständigkeit der Gerichte in Deutschland aus § 102 FamFG. 
2. Rechtsanwendung
Wegen der gemeinsamen marokk. Staatsangehörigkeit der Beteiligten haben wir bisher im Ehescheidungsverfahren marokk. Recht angewendet, Art. 17 Abs. 1 iVm Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB. Beiden Gatten standen keine weiteren Befugnisse zu, sich durch abweichende Vereinbarung (Rechtswahl) auf ein anderes Recht zu verständigen, etwa dt. Aufenthaltsrecht, Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB. Konnten sie sich überhaupt so entscheiden und selbst bestimmen, zu den Voraussetzungen wiederum Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB, mussten sie jedenfalls ihre persönlichen Ehewirkungen einbeziehen bzw. sie vorrangig regeln, um entspr. Wirkungen auch für die Scheidung zu erreichen, Wahlbefugnisse allein für sie standen dagegen von vornherein nicht bereit. Seit 21.6.2012 sind diese Vorschriften nun abgelöst. Deutschland nimmt für die Ehescheidung mit Auslandsbezug an der Verstärkten Zusammenarbeit einiger EU-Staaten im Scheidungskollisionsrecht teil, nachdem Pläne für gemeinsame Vorschriften für alle Mitglieder der europ. Gesetzgebung gescheitert sind.

Danach legen die Beteiligten das für sie und ihre Ehescheidung maßgebliche Recht durch ihre Wahl fest, die sie im Ehevertrag bzw. sonst bei der Heirat oder später und auch noch im Verfahren treffen können, wenn das jeweils geltende nationale Recht gerade diese Befugnis vorsieht (bei uns ist das allerdings nicht der Fall;
 das ist bedauerlich), 
- sind dabei aber auf bestimmte, dem Leben in der Ehe "nahe" Rechtsordnungen beschränkt, vgl. dazu Art. 5 VO Nr. 1259/2010 (EU).

- Können sie sich nicht einigen bzw. haben sie sich nicht geeinigt, gilt gemeinsames gewöhnliches oder letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, wenn sich ein Gatte dort noch oder wieder aufhält und der Umzug des anderen nicht länger als ein Jahr zurückliegt, Art. 8 a) VO Nr. 1259/2010 (EU). 
- Erst auf der dritten Ebene und wenn eine Anknüpfung nach den vorrangigen Merkmalen nicht gelingt, wird die gemeinsame Staatsangehörigkeit entscheidend,

- danach und zuletzt das Recht des zuständigen Gerichts, lex fori.
 Wie sonst gelten diese Vorschriften auch für Staatsangehörige von Ländern, die nicht der EU angehören oder an der Verstärkten Zusammenarbeit bzw. der europ. Gesetzgebung (nicht) teilnehmen. Für die Regelung der elterlichen Sorge bzw. von Umgangsbefugnissen mit gemeinsamen Kindern folgen wir dem Abk. v. 19.10.1996
 (KSÜ), dem Marokko mit Wirkung vom 1.12.2002 angehört.
 Ehegüterrechtliche Ansprüche beurteilen wir nach wie vor nach Art. 15 EGBGB.
 Für Unterhaltsforderungen für Hachmia und die Kinder gilt seit 18.6.2011 nicht mehr Art. 18 EGBGB
 bzw. das zugrunde liegende Haager Unterhaltsübereink. 1973, sondern die EuUnterhaltsVO10 bzw. für die Rechtsanwendung das Haager Protokoll,
 dazu Art. 15 EuUnterhaltsVO, mit wichtigen Änderungen gerade gegenüber (bisher) Art. 18 Abs. 4 EGBGB, weil für Ansprüche nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses und nun schon für die Trennungszeit nicht mehr das für die Scheidung tatsächlich angewandte Recht nach (vielleicht) gesetzlich festgelegtem Statutenwechsel bestimmend wird, sondern jeder Ehegatte sich für ein anderes Recht erklären kann, das mit der ehelichen Lebensführung enge Verbindungen aufweist, Art. 5 HP, etwa bei längerem Aufenthalt in einem Land. Für den Versorgungsausgleich gilt Art. 17 Abs. 3 EGBGB.

Vorrangige Rechtsquelle für familienrechtliche Rechtsverhältnisse in Marokko ist seit 2004 das (dortige) FamG,
 das den CSPS  (code du statut personnel et des successions) abgelöst hat.
/

II. Eheschließung

1. Form und persönliche Voraussetzungen

Nach Art. 4 FamG ist "die Ehe ein Vertrag zwischen einem Mann und einer Frau, welcher sich auf eine wechselseitige Einigung und eine gesetzmäßige und dauerhafte Verbindung gründet. Er zielt auf ein Leben in Treue, Reinheit und die Gründung einer stabilen Familie unter Leitung der beiden Gatten gemäß den Bestimmungen (dieses) Gesetzbuches", vgl. bei uns §§ 1353 Abs. 2 BGB. Jedenfalls sind die Partner gleichberechtigt. Die Eheschließung erfolgt nach Art. 10 f. FamG durch übereinstimmende Festlegung der (künftigen) Eheleute, die sie persönlich erklären müssen, Art. 17 Abs. 1 FamG, Ausnahmen in Nr. 1 - 6, so dass auch die Handschuhehe zulässig ist, gesetzliche Vollmachtserteilung.
 Für den Ehevertrag sind Art. 11 ff. FamG maßgeblich, wobei (auch) die in Art. 65 ff. FamG  genannten weiteren Voraussetzungen erfüllt sein müssen und beide die dort vorgesehenen Unterlagen beizubringen haben, vgl. im Übrigen Art. 67 FamG für den Inhalt im Einzelnen. Zuständig sind die Zivilstandnotare, dazu Art. 17 Nr. 10 FamG, aber die Vereinbarung bedarf dann noch der richterlichen Bestätigung, Nr. 11. Auch die Brautgabe muss festgelegt werden, die die Ehefrau erhalten soll, wobei ein Verzicht allerdings nicht zur Unwirksamkeit der Ehe führt, vgl. Art. 60 FamG. Bisher war für die Braut zur Sicherung ihrer vermögensrechtlichen Interessen  selbst bei Volljährigkeit gesetzliche Vormundschaft vorgesehen. Nach Art. 24 FamG bestimmt sie aber inzwischen selbst über deren Einrichtung und kann - volljährig - den Ehevertrag allein und ohne weitere Unterstützung abschließen, so dass wir keine Bedenken (mehr) aus Art. 6 EGBGB haben sollten, Art. 25 FamG. Ehefähigkeit "erwerben" Männer und Frauen, die im Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte sind, "mit Vollendung des 18. Lebensjahres", Art. 19 FamG, zu Ausnahmen für Minderjährige vgl. Art. 20 f. FamG, wobei die Zuständigkeit beim Familienrichter liegt, der eine begründete Entscheidung vornehmen kann, "nachdem er die Eltern des Minderjährigen oder dessen gesetzlichen Vertreter angehört und ein ärztliches Gutachten oder eine soziale Untersuchung vorgenommen hat", Art. 20 Abs. 1 FamG, ohne dass feste Altersgrenzen bestehen, aber 12 Jahre nicht unterschritten werden dürfen.
/
 
Dauerhafte Ehehindernisse sind Verwandtschaft und Schwägerschaft, wobei die Grenzen enger gezogen sind als bei uns, Art. 36 und 37 FamG. Für dt. Standesbeamte, die (auch) für die Heirat von marokk. Staatsangehörigen in Deutschland zuständig sind, denn wir nehmen insoweit keine weiteren Einschränkungen vor,
 sind daher die heimatstaatlichen Regeln nicht immer verbindlich, vgl. die Milchverwandtschaft, Art. 38 FamFG. Nach Art. 39 ist die Eheschließung eines Muslims mit einer Nicht-Muslima, die keine Angehörige einer Buchreligion ist, ebenso untersagt - allerdings: vorübergehendes Ehehindernis, denn der Mangel kann behoben werden - wie die einer "Muslima mit einem Nicht-Muslim". Dabei sind aber die Verstöße bei uns gegen Art. 6 EGBGB offensichtlich,
 zu besonderen Wartefristen Art. 39 Nr. 3 FamG (Ehefrau will trotz dreimaliger Verstoßung ihren früheren Ehemann wieder heiraten, die in der Zwischenzeit eine andere Ehe eingegangen ist). Polygame Eheschließungen sind in Marokko nur unter den Voraussetzungen aus Art. 40 f. FamG "erlaubt", wobei die erste Ehefrau insbesondere ihren Mann im Ehevertrag nicht verpflichtet haben darf, keine weitere Ehe einzugehen.
 Für die Ehe stellt die  Eheurkunde einen ausreichenden Nachweis dar, Art. 16 FamG. Auch bei uns kann nur eine wirksame und bewiesene Ehe geschieden werden, wobei sonst allenfalls das Feststellungsverfahren (Bestehen oder Nichtbestehen einer Verbindung als Ehe) bereitsteht, vgl. § 121 Nr. 3 FamFG.
2. Ungültigkeit der Ehe

a. Nichtehe

Wollen die Partner keine dauerhafte Verbindung oder fehlen andere wesentliche Voraussetzungen aus Art. 4 FamG, liegt eine Nichtehe vor. In Deutschland kann dann ein Beteiligter, wenn das notwendige Rechtschutzinteresse auszumachen ist, Antrag auf Bestehen (oder Nichtbestehen) als Ehe nach § 121 Nr. 3 FamFG stellen.
b. Nichtige Ehe

Fehlen übereinstimmende Erklärungen der Verlobten oder sind Ehehindernisse dauerhaft oder jedenfalls nicht beseitigt, ist die Verbindung als Ehe nichtig, Art. 57 FamG. Von Amts wegen oder auf Antrag eines Beteiligten spricht das Gericht dies aus, Art. 58 Abs. 1 FamG, wobei Rechtsfolgen rückwirkend beseitigt sind, die sich gerade aus ihr herleiten könnten, Ausnahmen Art. 58 Abs. 2 FamG. Nichtigkeitsverfahren können auch bei uns geführt werden, wobei allerdings § 1318 BGB zum Maßstab wird, weil die Verbindung tatsächlich bestanden hat und die "Eheleute" sie gelebt haben.
c. Vernichtbare/aufhebbare Ehen

Ehen mit leichteren Mängeln, dazu Art. 59 f. FamG, sind aufhebbar, manchmal nur vor dem Vollzug, in anderen aber auch danach, vgl. Art. 60 f. FamG. Bei fehlender Absprache über die Brautgabe kann nachträgliche Bestätigung/Heilung durch ein angemessenes Leistungsversprechen erfolgen, dazu Art. 60 FamG, das auch "das Gericht in Ansehung der sozialen Verhältnisse der Eheleute festlegen kann", wenn beide sich sonst nicht einigen können.

3. Trennung der Eheleute; gerichtliche Streitentscheidung

Bei Uneinigkeit der Gatten in und während der Ehe hat das Gericht auf beiderseitigen Antrag oder auf Antrag eines von ihnen "jedweden Versöhnungsversuch zu unternehmen", Art. 94 FamG, zum Ablauf im Einzelnen Art. 82 FamG, zu vorläufigen Maßnahmen
 Art. 121 f. FamG. Die Schiedsrichter oder die diese vertretenden Personen "untersuchen die Gründe des Streits, die die beiden Ehegatten entzweit, und nutzen alle Möglichkeiten, um (ihn) zu beenden", Art. 95 Abs. 1 FamG, wobei das Gericht "mit allen ihm angemessen erscheinenden Mitteln eine zusätzliche Untersuchung vornehmen" kann, wenn "Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vermittlern aufgetreten sind und die Eheleute sich sonst nicht verständigen können", Art. 96 FamG. Besteht der Streit dann immer noch fort, "nimmt das Gericht hierüber ein Protokoll auf, spricht die Scheidung aus und entscheidet über die Rechtsansprüche gemäß der vorgenannten Art. 83, 84 und 85; "bei der Bemessung des Ersatzanspruchs des geschädigten Ehegatten gegenüber dem anderen sind der Anteil der Verantwortlichkeit eines jeden Ehegatten an der Trennung in Betracht" zu ziehen, Art. 97 Abs. 1 FamG. Über die Anträge ist "innerhalb einer Frist von höchstens sechs Monaten ab Klageerhebung zu entscheiden", Art. 97 Abs. 2 FamG. Sühneversuche haben wir als eigene Verfahrensbestandteile abgeschafft. Gleichwohl kann und soll der Richter auch im Verfahren in Deutschland zur Aussöhnung der Gatten beitragen, um ihnen zumindest bei der Regelung der Scheidungsfolgen behilflich zu sein und sie zu entlasten und zu leiten, vgl. dazu §§ 127, 128, 135 und 136 FamFG. Deshalb kann die Sache auch bei uns geführt werden, wobei allerdings - wie in Marokko - für die Scheidung die Voraussetzungen im Einzelnen vorliegen und festgestellt werden müssen. 
IV. Ehescheidung
1. Verfahren

Auflösung der Ehe erfolgt nach § 71 FamFG durch Tod eines Ehegatten, vgl. Art. 74 ff. FamG, durch Aufhebung, Art. 77 FamG (dazu schon II.2.), Scheidungserklärung unter gerichtlicher Aufsicht, gerichtliche Scheidung oder Scheidung gegen Ausgleich, nach der Neuregelung auch durch einvernehmliche Ehescheidung. Über Voraussetzungen und Inhalt ihrer Absprachen bestimmen die Ehegatten weitgehend selbst. Allerdings dürfen sie "nicht gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes verstoßen oder den Interessen der Kinder widersprechen", Art. 114 Abs. 1 und 2 FamG. Die Auflösung einer Ehe durch Scheidungserklärung unter gerichtlicher Aufsicht oder durch gerichtliche Scheidung darf im Übrigen nur herbeigeführt werden, wenn "außergewöhnliche Umstände vorliegen und unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Anwendung des geringst möglichen Übels in Anbetracht der familiären Trennung und der schädlichen Auswirkung der Trennung auf die Kinder", Art. 70 FamG.

2. Einvernehmliche Ehescheidung

Die Parteien begründen ihre Ehe mit ihren Absprachen, also durch Vertrag. Deshalb können sie sich auch "grundsätzlich und mit oder ohne Nebenbestimmungen über die Beendigung … einigen, vorausgesetzt dass diese (sc. ihre Einigungen) nicht gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes verstoßen oder den Interessen der Kinder widersprechen", Art. 114 Abs. 1 FamG, vgl. im Übrigen Art. 70 FamG. "Dann stellen sie beide (oder einer von ihnen) einen Antrag auf Genehmigung der Vornahme der Scheidung und fügen ein Schriftstück bei, welches ihre Einigung festhält", Art. 114 Abs. 2 FamG. Im "Rahmen des Möglichen (versucht das Gericht), die Parteien zu versöhnen; gelingt (das) nicht, genehmigt das Gericht … die Scheidung", Art. 114 Abs. 3 FamG. Bei uns kann die Ehe aber nur durch gerichtliche Entscheidung geschieden werden, vgl. § 1564 BGB. Deshalb sind die marokk. Regeln an unsere Abläufe anzupassen, geringster Eingriff, und nicht von vornherein als ordre public-widrig zu verwerfen, Art. 6 EGBGB. §§ 1565, 1566 BGB sehen dabei besondere Trennungszeiten vor, doch zählen sie nicht zum unverzichtbaren Bestand, den wir erhalten bzw. verteidigen müssen, Art. 6 EGBGB.

3. Scheidung gegen Ausgleich (khol)

Nach Art. 115 FamG können sich die Eheleute "gemäß Art. 114 FamG über eine Scheidung gegen Ausgleich einigen", Sonderregeln für die minderjährige Ehefrau in Art. 116 FamG. "Kann die Ehefrau nachweisen, dass die Scheidung gegen Ausgleich die Folge eines Zwangs oder Schädigung durch den Ehemann" ist, dazu Art. 117 FamG, hat sie Anspruch auf Rückforderung ihrer Leistung, die sie zugesagt und erbracht hat, um geschieden zu werden, aber die Scheidung selbst bleibt wirksam, Art. 117 Satz 2 FamG. Gegenstand des Ausgleichs kann "alles" werden, "was gemäß dem Gesetz Gegenstand eines Schuldverhältnisses sein kann", Art. 118 Satz 1 FamG. Doch darf von "Seiten des Ehemannes (kein) Missbrauch oder (keine) Übertreibung" vorliegen, Satz 2. Ist die Frau zahlungsunfähig, "ist jede Gegenleistung untersagt, welche den Kindern ein Recht oder die Grundlage ihres Unterhalts entziehen würde", Art. 119 Abs. 1 FamG. Einigen sich die Gatten über die Scheidung gegen Ausgleich, gelingt ihnen aber keine Verständigung über die Höhe der Zahlung, entscheidet das Gericht nach erneuten Versöhnungsversuchen. "Erweist sich (dann) die Versöhnung als unmöglich, erklärt das Gericht die Scheidung gegen Ausgleich für wirksam, nachdem es die Ausgleichsleistung unter Berücksichtigung der Höhe der Brautgabe, der Dauer der Ehe, der Gründe für das Scheidungsverlangen sowie der wirtschaftlichen Lage der Ehefrau bemessen hat", Art. 120 Satz 2 FamG. Stimmt der Ehemann nicht zu, besteht seine Ehefrau aber weiterhin auf Scheidung, "kann (sie) ein Ehestreitverfahren einleiten", Abs. 2. Dt. Gerichte können "übertriebene" Leistungsversprechen durch Brautgabe, Morgengabe oder durch ähnliche Zusagen herabsetzen, wenn und soweit sie in das verfassungsrechtlich geschützte Recht des Ehemannes auf Wiederheirat, Art. 6 Abs. 1 GG, eingreifen und auf das "übliche/angemessene Maß" begrenzen.
 Dann können sie auch für Verfahren nach Art. 120 FamG zuständig sein.
4. Gerichtliche Scheidung auf Antrag eines Gatten wegen Uneinigkeit; gerichtliche Scheidung aus anderen Gründen
a. Scheidung bei Uneinigkeit
Bei Streitigkeiten untereinander kann ein Gatte, aber auch beide können entsprechend tätig werden, die Entscheidung des Gerichts verlangen, das zunächst ihre Versöhnung erreichen soll. Gelingt das nicht und "besteht der Streit fort", spricht das Gericht die Scheidung aus und entscheidet über die Rechtsansprüche nach Art. 83 f. FamG, dazu Art. 94 FamG, wobei die Sache binnen sechs Monaten abgeschlossen sein muss, Art. 97 Abs. 2 FamG.  Bei Verfahrensführung in Deutschland sind die Scheidungsvoraussetzungen jeweils im Einzelnen zu überprüfen und festzustellen. Besondere Trennungszeiten der Gatten, vgl. dazu §§ 1565, 1566 BGB, zählen aber nicht zum unverzichtbaren Bestand, den wir zu verteidigen hätten, Art. 6 EGBGB.
b. Scheidung nach Art. 98 ff. FamG 
Sonst kann die Ehe aus den Gründen der Art. 98 ff. FamG geschieden werden, die jeweils für den 
Ehemann und die Ehefrau unterschiedlich gefasst sind. Damit allein sind aber unsere Gleichberechtigungsgebote aus Art. 3 Abs. 2 GG noch nicht verletzt, so dass dt. Gerichte für dieses besondere Verfahren zuständig sein können. Danach kann die Ehefrau verlangen, wenn
- der Ehemann gegen eine Bestimmung des Ehevertrages verstößt, denn beide können für sich und vor allem für die Frau Anforderungen festlegen, die sie sonst nicht zur Ehescheidung berechtigen würden, vgl. im Übrigen Art. 99 Abs. 1 FamG,

- sowie bei ihrer Schädigung (durch ihn), wobei ausreicht, dass er "durch seine Handlungen und sein Verhalten die Ehefrau in Verruf bringt oder gegen die guten Sitten verstößt und (ihr) dadurch materieller oder immaterieller Schaden entsteht, der ihr die Fortsetzung der ehelichen Verbindung unmöglich macht", Art. 99 Abs. 2 FamG. Sämtliche Voraussetzungen hat das Gericht unter Ausschluss der Öffentlichkeit
 auch durch Vernehmung von Zeugen zu klären, Art. 100 Abs. 1 FamG. Kann die Ehefrau die Schädigung nicht beweisen, kann sie die Scheidung wegen Uneinigkeit verlangen, vgl. sonst Art. 100 Abs. 2 FamG. Wird die Ehe in dieser besonderen Form geschieden, hat das Gericht den als Ersatz geschuldeten Betrag festzulegen, Art. 101 FamG.
- Auch die "Verletzung fälliger Unterhaltspflichten" durch den Mann kann für die Frau die Scheidung begründen, Art. 102 FamG, nähere Einzelheiten in Nr. 1
, 2
 und 3
. Art. 104 ff. FamG geben ihr im Übrigen die Befugnis, sich bei seiner Abwesenheit von länger als einem Jahr scheiden zu lassen, bei einer Haftstrafe von länger als drei Jahren nach dem ersten Haftjahr, dazu und zu Einschränkungen Art. 106 FamFG.
- Legt der Ehemann ein Enthaltsamkeits- oder Verlassensde gegenüber seiner Frau ab, kann ihm das Gericht eine Bedenkzeit von vier Monaten einräumen. "Kehrt (er danach) nicht zurück, spricht das Gericht die Scheidung aus", Art. 112 FamG.

c.  Scheidung bei körperlichen Mängeln (für beide Ehegatten)
Art. 107 - 111 FamG räumen beiden Eheleute Scheidungsbefugnisse bei körperlichen Mängeln des (jeweils) anderen ein. Dabei ist die Brautgabe nicht zu leisten, wenn das Gericht die Ehe aus diesen Gründen vor ihrem Vollzug scheidet, Art. 109 FamG. Nach Art. 111 FamG sind alle tatsächlichen Voraussetzungen durch Sachverständige zu klären.

d. Übertragene Verstoßung

Nach Art. 89 FamG kann der Ehemann sein Recht, seine Frau zu verstoßen, auf sie übertragen. Dann kann sie Scheidung nach Art. 79 und 80 FamG verlangen, weitere Einzelheiten in Art. 90 f. FamG. Widerruf durch den Mann ist ausgeschlossen, Art. 89 Abs. 4 FamG.

e. Verstoßung durch den Ehemann, Art. 78 FamG
Wie bisher kann der Ehemann die Ehe mit seiner Frau durch Scheidungserklärung nach Art. 78 FamG zur Auflösung bringen, aber nicht mehr durch (eigentliche) Verstoßung, sondern in einem geordneten, aufwändigen und abgestimmten Ablauf: 
- Der Ehemann muss seine Absichten unter Aufsicht des Richters erklären und

- die gesetzlich festgelegten Bestimmungen einhalten, Art. 78 FamG.

- Dann muss er gerichtliche Genehmigung beantragen, "um eine entsprechende Urkunde vor zwei dazu befähigten Zivilstandsnotaren .. im Amtsbezirk des (zuständigen) Gerichts" errichten zu lassen, Art. 79 FamG.
- Sein Antrag muss die in Art. 80 FamG vorgesehenen Angaben enthalten; die Eheurkunde ist ebenso beizufügen wie die Nachweise aus Art. 88 Abs. 2 FamG. 

- Dann lädt das Gericht die Ehefrau zu einem Versöhnungsversuch, Art. 81 Abs. 1 FamG, zum Ablauf und der Anhörung der Beteiligten u.ä. Abs. 2 und 3.

- Gelingt keine Verständigung, legt das Gericht den Betrag fest, den der Mann "binnen einer Frist von höchstens 30 Tagen bei der Gerichtskasse einzuzahlen hat", um die in Art. 84 und 85 FamG vorgesehenen Ansprüche der Ehefrau und der Kinder zu "erledigen",
 Art. 83 Abs. 1 FamG, also den aufgeschobenen Rest der Brautgabe und das Trostgeschenk  sowie den Unterhalt der Ehefrau für die gesetzliche Wartefrist und für die Kinder nach Art. 168 - 190 FamG.

- Bleibt er untätig, geht Art. 106 FamG davon aus, dass er seine Scheidungsabsichten aufgegeben hat. 
- Hat er gezahlt, "ermächtigt ihn das Gericht, die Scheidung von zwei Zivilstandsnotaren beurkunden zu lassen", Art. 87 Abs. 1 FamG,

- die dort eine Ausfertigung vorzulegen haben, Abs. 2.

- Dann erlässt das Gericht seine mit Gründen versehene Entscheidung, zu Einzelheiten Art. 88 Nr. 1 - 6 FamG.

- Weitere Voraussetzungen muss der Mann nicht erfüllen. Art. 70 FamG gilt allerdings wie sonst.
/
 Die Entscheidungsfrist beläuft sich auf sechs Monate.
 Sicherlich bestehen Unterschiede bei den Gründen für den Ehemann und die Ehefrau fort, die zur Scheidung der Ehe führen können. Aber die Frau wird nicht über Gebühr belastet, Art. 3 Abs. 2 GG. Schädigung nach Art. 98 Nr. 2 FamFG schließt viele Pflichtverletzungen und Nachlässigkeiten ein, die der Ehemann ihr gegenüber begeht.
 Im Übrigen können beide eigene Regelungen im Ehevertrag absprechen. Einverständliche Ehescheidung ist ebenso vorgesehen wie Scheidung gegen Ausgleich (khol). Sicherlich ist der Mann rechtlich in einer einfacheren Ausgangslage, wenn er seine Absichten zur Scheidung in der in Marokko vorgesehenen Form erklärt. Andererseits ist er aber durch die weiteren Abläufe im Verfahren eingeschränkt, denn er muss für Frau und Kinder beträchtliche Summen aufbringen und binnen kurzer Zeit bei der Gerichtskasse einzahlen. Zudem stehen ihm die Scheidungsgründe aus Art. 98 FamG nicht zur Verfügung. Das führt manchmal zu Brüchen und zu besonderen Belastungen für ihn; in Grenzbereichen können wir die Vorschriften des FamFG nach unseren Vorstellungen auslegen bzw. anpassen. So erscheint mir nicht von vornherein zwingend, den 

- körperlichen Mangel nach Art. 98 FamG allein auf die Ausübung des Intimverkehrs zu beschränken
- und Kenntnis des anderen Gatten, der die Scheidung anstrebt, sein Ziel aber nicht erreichen kann,  auch dann anzunehmen, wenn sich der Zustand des Kranken/Gebrechlichen "nur" verschlechtert hat.
 Im Übrigen kämen wir zu dem fast widersinnigen Ergebnis,
 wenn wir die Bestimmungen des FamG 2004 insgesamt verwerfen müssten, Art. 6 EGBGB, dass ein marokk. Ehemann bei uns nicht oder allenfalls bei Anwendung dt. Rechts geschieden werden könnte, weil er

- in Marokko seine Frau verstoßen kann,

- wir ihm aber diese Lösung nicht eröffnen, Art. 3 Abs. 2 GG, 6 EGBGB,

- für ihn dort aber keine eigenen Scheidungsgründe bis auf körperliche Mängel und Gebrechen bereitstehen, die er in Marokko aber auch nicht braucht. Zumindest bei Einverständnis der Ehefrau, die gleichfalls geschieden werden möchte, besteht kein ernst zu nehmender Grund, sie besonders zu schützen, denn sie will nicht geschützt werden.
 

f. Rechtwahl der Eheleute; Rechtsanwendung in Deutschland
Haben sich marokk. Staatsangehörige durch Rechtswahl für ihre Ehescheidung entschieden und wollen marokk. Recht zur Anwendung bringen, haben wir ihnen ohnehin folgen, denn sie haben sich in voller Kenntnis der Auswirkungen festgelegt und benötigen daher keinen weiteren Schutz.

IV. Scheidungsfolgen

1. Elterliche Sorge; Umgang - Abänderung, §§ 166 FamFG, 1696 BGB

Nach Art. 163 Abs. 1 FamG besteht "die Personensorge darin, das Kind vor dem zu bewahren, was ihm schaden könnte, es zu erziehen und über seine Interessen zu wachen", weitere Einzelheiten Abs. 2. Sie dauert bei Mädchen und bei Jungen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, wobei ab dem Alter von 15 Jahren dem Kind die Wahl freisteht, ob die Sorge künftig Vater oder Mutter anvertraut werden soll, Art. 166 Abs. 1 FamG. Vorrangig werden elterliche Befugnisse "für das Kind der Mutter, dann dem Vater und schließlich der Großmutter mütterlicherseits anvertraut", Art. 171 S. 1 FamG, zu weiteren Verwandten in ihrer Abfolge dort S. 2, zur Verwirkung Art. 176 f. FamG. Feste Altersgrenzen bestehen nicht. Wiederheirat der Mutter führt nur in Ausnahmen zum Verlust ihres Sorgerechts, zu Einzelheiten Art. 175 FamG. Gehört sie nicht dem islamischen Glauben an, kann sie allerdings nur bis zum Eintritt der Religionsmündigkeit für das Kind handeln, wobei (insoweit) dessen Reife und Entwicklungsstand maßgeblich werden, Art. 173 Nr. 3 FamG.
 Zur Personensorge zählen nicht die gesetzliche Vertretung und die Verantwortung für das Vermögen des Kindes, die der Vormund ausübt, meist der Vater, dazu Art. 129 f. FamG, insbesondere Art. 236 Abs. 1 S. 1 FamG, zu Ausnahmen (gerade die Mutter) dort S. 2.
 Umgangsbefugnisse folgen aus Art. 180 ff. FamG. Manches hat sich damit für die Ehefrau und Mutter und das Kind geändert, auch wenn bei uns deutlicher als in Marokko das Kindeswohl im Vordergrund steht, wenn wir die Dinge regeln. Bei gewöhnlichem Aufenthalt des Kindes wenden wir aber ohnehin für Schutzmaßnahmen, die in den Anwendungsbereich des KSÜ fallen, und dazu zählen die elterliche Sorge und Besuchsbefugnisse, dessen Vorschriften an, also dt. Aufenthaltsrecht, da Marokko diesem Abk. angehört.
 Sind dt. Gerichte zuständig, können bereits ergangene ausl. Entscheidungen nach §§ 166 FamFG, 1696 BGB abgeändert und unseren Vorstellungen angepasst werden.
2. Unterhalt

a. für Kinder
Nach Art. 198 Abs. 1 FamG hat "ein Vater für die Bedürfnisse seiner Kinder bis zum Erreichen der Volljährigkeit oder bis zum 25. Lebensjahr, wenn sie Studien betreiben, aufzukommen", zur "Einstandspflicht der Mutter, wenn sie gut gestellt, der Vater aber ganz oder teilweise leistungsunfähig ist", Art. 199 FamG.
 Dabei sind ihre Unterbringung
 ebenso erfasst wie "Ernährung, Kleidung, ärztliche Behandlung und alles das, was gewöhnlich als unabdingbar angesehen wird, sowie die Ausbildung des Kindes", Art. 189 Abs. 1 FamG. Alle Leistungen sind "maßvoll und unter Berücksichtigung der Einkünfte des Verpflichteten, der Lage des Berechtigten und der Sitten und Gebräuche sowie des Lebensstandards in der sozialen Umgebung der Person, welcher der Unterhalt geschuldet wird", aufzubringen, Art. 189 Abs. 2 FamG.
Beraterhinweis:  Hält sich das Kind gewöhnlich in Deutschland auf, ist für Unterhaltsforderungen dt. Recht Grundlage, EuUnterhaltsVO und Art. 3 ff. Haager Protokoll; wie sonst werden so (letztlich) die Düsseldorfer Tabelle und die jeweiligen unterhaltsrechtlichen Leitlinien der Oberlandesgerichte zum Maßstab. 

b. für den anderen Ehegatten

Art. 18 EGBGB ist aufgehoben.
 Für die Zeit nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses wird nicht mehr das tatsächlich auf die Scheidung angewandte Recht bestimmend, Abs. 4, sondern jeder Gatte kann sich für sie und nun auch schon für die Dauer der Trennung für ein anderes Recht aussprechen, das mit der ehelichen Lebensführung in enger Verbindung steht, Art. 5 HP.

Beraterhinweis: Hachmia wird sich daher wohl auf dt. Recht beziehen, Art. 5 HP, selbst wenn für die Ehescheidung nach Wahl beider Beteiligter marokk. Recht maßgeblich werden oder geworden sein sollte. So erspart sie sich Auseinandersetzungen um die ordre public-Widrigkeit der dortigen Regeln, die sie nach der Scheidung nur für die gesetzliche Wartefrist, dazu Art. 136 FamG,
 mit
Unterhalt ausstatten.

3. Eheliches Güterrecht

Für güterrechtliche Ansprüche unter Eheleuten gilt, Art. 15 Abs. 1 EGBGB, das bei der Heirat für die persönlichen Wirkungen in ihrer Ehe maßgebliche Recht. Bochta und Hachmia L. haben 2002 als marokk. Staatsangehörige in Marokko die Ehe geschlossen. Ihr Umzug nach Deutschland bleibt ohne weitere Auswirkungen, soweit sie sich nicht danach kollisionsrechtlich für dt. Recht und dann im gewählten Recht für einen dort vorgesehenen Güterstand entschieden haben, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, im Übrigen zur Rechtswahl Art. 15 Abs. 2 f. EGBGB. Gesetzlicher Güterstand ist in Marokko die Gütertrennung. Allerdings können die Gatten, dazu Art. 49 Abs. 1 FamFG, "hinsichtlich Nutzung und Teilung der im Laufe der Ehe erworbenen Güter" Vereinbarungen treffen, die in einer vom Ehevertrag getrennten Urkunde festzuhalten sind, Abs. 2.
 Bei der Eheschließung belehren die Zivilstandsnotare über die vorgenannten Bestimmungen, Art. 49 Abs. 3 FamFG. "In Ermangelung einer Einigung (also wohl auch bei Gütertrennung ohne weitere Einschränkungen) werden die allgemeinen Beweismittel zugrunde gelegt und dabei die von jedem der Ehegatten zugunsten der Entwicklung des Familienvermögens geleistete Arbeit, die von ihnen unternommenen Anstrengungen und die von ihnen getragenen Lasten berücksichtigt". Beide können so ohne weitere Beschränkungen über ihr Vermögen verfügen. Absprachen zum ehelichen Güterrecht halten wir in Inlandsehen für weitgehend wirksam und verwerfen sie nicht nach unseren Grundsätzen der Wirksamkeitskontrolle oder passen sie nur ausnahmsweise nach gerichtlicher Überprüfung bei veränderten Verhältnissen an, Ausübungskontrolle. Deshalb scheitern ausl. Regeln zur Gütertrennung als gesetzlichem Güterstand ohne weitere Anhaltspunkte bei uns jedenfalls nicht an Art. 6 EGBGB.
4. Morgengabe; Trostgeschenk; Schadensersatz
Zur finanziellen Absicherung der Ehefrau tragen weiterhin im Wesentlichen die Morgengabe,
 
die ihr zugesagt bzw. bei der Eheschließung ganz oder teilweise geleistet wird, und das Trostgeschenk bei, das sie bei der Scheidung erhalten kann, zum Schadensersatz wegen Schädigung schon Art. 98 Nr. 2 und oben IV. 4. b. Nach Art. 26 FamG ist Brautgabe "dasjenige, das der Ehemann seiner Frau zuwendet, um seinen Willen zu bekunden, die Ehe zu schließen, eine stabile Familie zu gründen und die Bande der Zuneigung und des gemeinsamen Zusammenlebens der Ehegatten zu festigen". Dabei spielt ihr materieller Wert eine Rolle, aber wesentlicher noch werden ihre immaterielle und symbolische Bedeutung. "Alles, was Gegenstand des Schuldverhältnisses sein kann, darf als Brautgabe eingesetzt werden", Art. 28 S. 1 FamG. Schon von Gesetzes hat ihre Festlegung "moderat" zu sein, dort S. 2. Leistungszusagen, die bei einer Scheidung in Deutschland erdrückend wirken und insbesondere das Recht des Ehemannes auf Wiederheirat beeinträchtigen, überprüfen dt. Gerichte und führen sie auf das "angemessene" Maß zurück;
 auch wir gehen daher von ihrer Wirksamkeit aus. Fälligkeiten vereinbaren die Eheleute selbst, Art. 31 Abs. 1 FamG. Allerdings kann die Ehefrau die sofortige Auszahlung vor dem Ehevollzug verlangen, Abs. 2, zu weiteren Einzelheiten Art. 32 und 33. Ihre Ansprüche sind unverjährbar
 und bestehen auch dann, wenn sie nach wirksamer Wahl für ein anderes Ehegüterrecht Ausgleichsforderungen nach den nun maßgeblichen Regeln stellen kann. Mängel dabei erfassen nicht die festgelegte Morgengabe. Ihr Trostgeschenk wird "in Ansehung der Ehedauer, der wirtschaftlichen Verhältnisse des Ehemannes, der Gründe für die Scheidung und der Schwere des bei der Ausübung dieses Rechts festgestellten Missbrauchs seitens des Mannes festgelegt", Art. 84 Abs. 1 FamG.

5. Sonstiger Ausgleich
Für sonstige vermögensrechtliche Ausgleichsansprüche zwischen den Beteiligten sind, wenn dt. Gerichte zu entscheiden haben, die Regeln der Rom I-VO maßgeblich, also insbesondere für ehebedingte Zuwendungen und deren Abwicklung. Nach Art. 3 besteht "freie Rechtswahl". Ungerechtfertigte Bereicherung wird nach Art. 38 Abs. 1 EGBGB ebenso nach dt. Recht erledigt, zu den Voraussetzungen Art. 38 Abs. 1 EGBGB, wie der Gesamtschuldnerausgleich für Zins- und Tilgungsleistungen eines Gatten nach der Trennung bei gemeinsamen Eigentum in Deutschland.
 

6. Versorgungsausgleich

Versorgungsausgleich ist in Marokko nicht vorgesehen. Bei Verfahrensführung in Deutschland wird Art. 17 Abs. 3 EGBGB Grundlage,
 so dass bei alleiniger Staatsangehörigkeit zu Marokko und fehlender Wahl für dt. Recht besondere Antragstellung notwendig wird.
Beraterhinweis: Nach § 137 Abs. 2 Nr. 1 FamFG ist der Versorgungsausgleich amtswegig im Verbund zu führen, aber nicht bei Auslandsbezug, weil nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB eigene Antragstellung nötig ist. Deshalb gilt § 137 Abs. 2 FamFG im Amtsverfahren nicht, wohl aber bei Art. 17 Abs. 3 EGBGB.

V. Anerkennung ausländischer Entscheidungen

1. aus Deutschland in Marokko

Bisher (2004) konnte ein dt. Scheidungsurteil/-beschluss in Marokko nur anerkannt werden, wenn dt. Gerichte nach marokk. Vorstellungen international zuständig waren und für marokk. Staatsangehörige marokk. Recht zugrunde gelegt wurde, bei Beteiligung eines Muslims also islamisches Recht, Art. 212 marokk. IPR. Diese Regeln führten "praktisch" zu einer inhaltlichen Nachprüfung (revision au fonds), so dass die Anerkennung praktisch ausschied.
 Nach Art. 128 Abs. 2 FamG ist nun dagegen "nur" noch der marokk. ordre public zu beachten. Sonst ist ausreichend, dass die Entscheidung "auf Erwägungen (beruht), die denjenigen dieses Gesetzbuchs über die Auflösung der ehelichen Beziehung nicht widersprechen", Art. 128 Abs. 2 S. 1 FamG.

2. aus Marokko in Deutschland

Ist die Ehe in Marokko durch ein Gericht geschieden, erkennen wir das Urteil/die Entscheidung an, wenn die Beteiligten dort aus unserer Sicht bestehende internat. Zuständigkeiten  in Anspruch nehmen konnten, wobei wir unsere Bestimmungen, soweit sie maßgeblich sind, ebenso "spiegelbildlich" heranziehen, vgl. § 98 FamFG, wie die für uns ohnehin vorrangigen Regeln der VO Nr. 2201/2003, vgl. dazu Art. 3 Nr. 1 EGBGB, und im Übrigen unser materiell- und verfahrensrechtlicher ordre public nicht entgegensteht.
/
 Bei einer Privatscheidung ist die Anerkennung zudem ausgeschlossen, wenn nach unseren Vorstellungen dt. Recht Scheidungsstatut wäre.

Beraterhinweis: Gerade die Anerkennung im Heimat-/Herkunftsland kann die Rechtswahl der Beteiligten beeinflussen und sie festlegen. Sind sie sich über die Voraussetzungen für ihre Ehescheidung und über die weiteren Folgen einig und haben sie ihre Vereinbarungen wirksam festgehalten, stellen sie sie so jedenfalls (auch für Marokko) sicher.

� 	Zuletzt für die Ukraine Daschenko/Finger,  FamRBint 2012, 70.


� 	Bei fehlender gemeinsamer Staatsangehörigkeit wurde dagegen gemeinsames oder letztes gemeinsames Aufenthaltsrecht maßgeblich, wenn sich ein Gatte dort noch aufhielt, wobei der Zeitpunkt des Wegzug des anderen unerheblich blieb, danach das Recht, mit dem beide am engsten verbunden waren, bzw. dt. Recht meist als lex fori, wenn sonst keine Anknüpfung gelang, zur Abfolge im Einzelnen Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 - 3 EGBGB.


� 	ABl. EU 2010 L 343/10, Übersichten bei Finger, FuR 2011, 61 und 313; Helms, FamRZ 2011, 1765.


� 	Zuletzt entscheidet, wenn keine Festlegung nach den anderen Merkmalen erfolgen kann, das Recht des angerufenen, zuständigen Gerichts, lex fori, 4. Priorität, dazu schon Fn. 2.


� 	In Deutschland bringen wir für Unterhaltsentscheidungen aus Marokko, wenn wir sie anerkennen und nicht als ordre public-widrig verwerfen (müssen), die Regeln des AUG zur Anwendung, BGBl. 2011 I 898 (mit Exequatur), denn Grundlage ist das UN-Übereink. 1956, dem Marokko angehört, dazu Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Marokko (Nelle), S. 27. Für die Vollstreckung dort ist Vollstreckungsentscheidung notwendig, aber keine formelle oder vor allem materielle Nachprüfung mehr vorgesehen, sondern nur der Abgleich mit dem eigenen ordre public, Bergmann/Ferid/Henrich, S. 32.


� 	Dazu Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 27.  


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 28.


� 	V. 25.10.1980, BGBl. 1990 II 206, Beitritt/Wirksamkeit für Marokko 9.3.2010.


� 	Zudem hat sie Anträge auf ergänzende öffentliche Unterstützungsleistungen und auf Wohngeld gestellt.


� 	VO Nr. 4/2009 (EU), ABl. EU 2009 L 7/1, während für die Rechtsanwendung selbst das Haager Protokoll maßgeblich wird (vom 23.10.2007). Nach Art. 7 können die Parteien wie sonst bei der europ. Gesetzgebung vorrangig ihr Recht wählen, wobei allerdings nur Rechtsordnungen zur Wahl stehen, die mit den Lebensverhältnissen in der Ehe eine enge Verbindung haben, dazu Art.8, zu weiteren Einzelheiten knapp Finger, FuR 2012, 10 (15 f.).


� 	Die ohnehin weitgehend identisch wären. Besonderheiten weist nun lediglich das Abänderungsverfahren auf, dazu auch BGH v. 7.12.2011 - XII ZR 151/09, FamRBint 2012, 29. Im Übrigen können die Beteiligten, Ausnahme Art. 4 Abs. 3 EuUnterhaltsVO, Gerichtsstandsvereinbarungen treffen, so dass die Auffassung des BGH nicht mehr nachvollziehbar erscheint, dazu auch Riegner, FamFR 2012, 54; Übersicht Bamberger/Roth/Heiderhoff, BeckOK-BGB, Ed. 21, Stand 1.11.2011, Art. 18 EGBGB Rz. 151 f.  


� 	Für Unterhalt als Folgesache könnte Hachmia im Übrigen Annexzuständigkeiten wegen der Zuständigkeit des dt. Scheidungsgerichts in Anspruch nehmen.


� 	Vgl. dazu zuletzt BR-Drucks. 531/06.


� 	Dazu BR-Drucks. 184/10 S. 4/5; im Übrigen Helms, FamRZ 2011, 1765 (1768), denn der dt. Gesetzgeber hat (bisher) von der ihm eingeräumten Option keinen Gebrauch gemacht. Andererseits können die Parteien gerade die lex fori mit dieser Bezeichnung in ihren Vereinbarungen wählen, wenn sie das für sie maßgebliche Recht festlegen oder das Scheidungsverfahren vor einem konkreten Gericht "ins Auge gefasst haben", dazu Helms, FamRZ 2011, 176 (1768).


� 	Bei der Rechtswahl kann auch eine Rolle spielen, ob der Herkunftsstaat ein Urteil/einen Beschluss des Gerichtsstaats anerkennt, der/das sich für die Rechtsanwendung an die Entscheidung der Beteiligten hält und nicht das Recht heranzieht, das aus Sicht des Anerkennungsstaates (oft: Staat der gemeinsamen Staatsangehörigkeit) hätte herangezogen werden müssen, dazu unten V.; Helms, FamRZ 2011, 1765 (1768).


� 	ABl. EU 2003 L 48/3, ratifiziert für Deutschland am 25.6.2009, BGBl. 2009 II 602, und für uns im Verhältnis zu den anderen Mitgliedern (damals schon vorhanden oder später beigetreten) in Kraft seit 1.1.2011 bzw. dem Beitrittsdatum.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 27.


� 	Aber Pläne für eine kollisionsrechtliche Regelung sind in der Diskussion, dazu KOM 2011 126/2 für Eheleute, 127/2 für eingetragene Lebenspartner, dazu Martiny, IPrax 2011, 437 (450) und (Übersicht) Finger, FuR 2012, 10 sowie Pfeiffer, FamRBint 2012, 45.


� 	Aufgehoben durch Art. 7 AUG v. 27.5.2011, BGBl. 2011 I 898.


� 	V. 22.12.2007, dazu Conti/Bißmaier, FamRBint 2011, 62; zum dt. AusfG  (BGBl. 2011 I 898) Niethammer-Jürgens, FamRBint 2011, 60; zur EuUnterhaltsVO sonst Motzer, FamRBint 2011, 56 und Finger, JR 2012, 51.


� 	Dazu Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), Text S. 65 f., frz. Fassung in BO Nr. 5338 v. 6.10.2005, Kommentar des marokk. Justizministeriums unter http://www.justice.gov.ma/fr/documentation/ 


	documentation.aspx?ty=2.


� 	Dazu OLG Hamm v.  27.1.2010 - 2 WF 259/09, FamRBint 2010, 77; zu einer Ehescheidung noch nach den alten Vorschriften vgl. das Muster bei Höbbel/Möller, Formularbuch Scheidung internat. Ehen, 1. Aufl. 2008, S. 563 f.; anders - neues Recht - nun OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF 59/10.


� 	Für Angehörige der (zahlenmäßig) kleinen jüdischen Minderheit gilt mosaisches Recht, dazu Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 23 und 51 für die Scheidung.


� 	Dazu Grohe, StAZ 2006, 97; Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949 (1951), allerdings mit manchen Zweifeln bei uns unter dem Blickwinkel des ordre public, Art. 6 EGBGB, weil insbesondere die Ehefrau kaum ausreichend geschützt erscheine.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 38; dazu auch die Berichte in Le Monde v. 17.3.2012 S. 6 bzw. (ausf.) v. 25.3.2012 S. 6 über den Selbstmord von Amina (16 Jahre) nach der erzwungenen Eheschließung mit ihrem Vergewaltiger.


� 	Aus unserer Sicht sind diese Regeln zumindest bedenklich. Denn wir setzen die Grenzen anders, Vollendung des 16. Lebensjahres, Volljährigkeit des Partners, § 1303 BGB. Andererseits sollten wir bedenken, dass für den "zu" jungen Gatten oft erst die Ehe den Schutz bietet, den er braucht, denn bei Unwirksamkeit der Verbindung könnte er (praktisch) rechtlos dastehen, dazu Coester, ZfJ 1992, 241 für Uruguay; anders für den Libanon (Eheschließung einer 14jährigen jungen Frau) KG v. 21.11.2011 - 17 W 79/11, FamRBint 2012, 61.


� 	Nach Art. 13 Abs. 3 S. 2 EGBGB kann allerdings eine Ehe zwischen Verlobten, von denen keiner Deutscher ist, von einer von der Regierung des Staates, dem einer der Beteiligten angehört (also hier: Marokko), ordnungsgemäß ermächtigten Person in der nach dem Recht dieses Staates vorgesehenen Form geschlossen werden.


� 	Zur ordre public-Widrigkeit Bergmann/FeridHenrich (Fn. 5), S. 39, selbst bei "leichtem Inlandsbezug", denn aus unserer Sicht wird so unzulässig in die Eheschließungsfreiheit beider Beteiligten eingegriffen, Art. 6 Abs. 1 GG; Scholz, StAZ 2002, 327; Rohe, StAZ 2000, 161 (167 f.), jeweils noch zum früheren Recht. So können allerdings hinkende Ehen oder hinkende Ehescheidungen begründet werden oder entstehen.


� 	Hat sie sich entsprechende Befugnisse nicht ausbedungen, kann sie Scheidung nach den sonstigen Regeln verlangen, dazu Art. 45 FamG und Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 47. Bei uns können "Mehrehen" selbst dann nicht begründet werden, wenn ausländisches Recht/Heimatrecht sie zulassen würde, vgl. § 1306 BGB (missverständlich allenfalls §§ 1310 Abs. 1 und 1314 Abs. 2 BGB, denn die Trauung ist dem Standesbeamten nur versagt, wenn die so entstehende Verbindung nach § 1314 Abs. 2 BGB aufgehoben werden könnte, aber die "Mehrehe" fällt eben unter § 1314 Abs. 1 BGB, nicht unter Abs. 2). 


� 	Für die ähnlich wirkenden schweizerischen Eheschutzmaßnahmen - zumindest für die Regelung des Unterhalts für Frau und Kind/Kinder - entfällt die bisherige Zuständigkeit dort aus schweizer Sicht mit der Anhängigkeit des Scheidungsverfahrens in Deutschland, dazu BG(ch) v. 30.8.2010 - 5 A 461/2010, FamRBint 2011, 4 mit Anm. Delerue.


� 	Zur fehlenden Anerkennungsfähigkeit einer ausländischen (hier: Ägypten) Privatscheidung wegen des nun maßgeblichen deutschen Scheidungsstatuts bei nachträglichem Wechsel eines Ehegatten nach ursprünglich gemeinsamer Staatsangehörigkeit in die deutsche Staatsangehörigkeit bzw. deren Hinzuerwerb, vgl. Art. 5 Abs. 2 Satz 2 EGBGB, besonderes Deutschen-Privileg),  Anerkennungsfähigkeit einer ausl. (hier: Ägypten) Privatscheidung wegen des nun maßgeblichen dt. Scheidungsstatuts OLG München v. 31.1.2011 - 34 Wx 80/10, FamRBint 2012, 25. Bei fehlender Zustellung wesentlicher Schriftstücke im Verfahren (Scheidung in Algerien) ist das dortige Urteil bei uns nicht anerkennungsfähig, verfahrensrechtlicher ordre public-Verstoß, OLG München v. 26.1.2012 - 34 Wx 519/11, FamRBint 2012, 27.


� 	Dazu zuletzt OLG Bamberg v. 24.3.2010 - 7 UF 275/08, FamRBint 2011, 25; zur Rückforderung einer Brautgabe nach yezidischen Bräuchen (Sittenwidrigkeit, § 817 BGB) OLG Hamm v. 13.1.2011 - I-18 U 88/10 U, FamRBint 2011, 47, ausf. Besprechung Looschelders, IPrax 2012, 238; zur Morgengabe allg. Finger, FuR 2011, 195.


� 	Dazu Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 78 Fn. 11; zur Schädigung, die der (nachgewiesenen) Zerrüttung nahe kommt, Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 47, S. 48 zur "fehlenden" Zerrüttungsscheidung (ohnehin mit manchen Ausnahmen), für die angesichts der vielfältigen Scheidungsgründe in Marokko aber ohnehin kaum Raum bliebe.


� 	"Hat der Ehemann" ausreichendes Vermögen, kann "das Gericht dieses in Anspruch nehmen und spricht demzufolge keine gerichtliche Scheidung aus."


� 	"Weist der Ehemann ordnungsgemäß nach, dass er über kein entsprechendes Vermögen verfügt, setzt ihm das Gericht entsprechend seiner Lage eine Frist von höchstens 30 Tagen, um seine Unterhaltspflichten zu erfüllen, widrigenfalls wird die gerichtliche Scheidung der Ehe ausgesprochen, es sei denn, es liegen höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände vor", Art. 102 Nr. 2 FamG, so dass er jedenfalls, wenn dt. Gerichte zu entscheiden haben, öffentliche Unterstützungsleistungen beantragen und seine Erwerbsbemühungen im Einzelnen dartun muss, denn anders als früher wird seine Leistungsfähigkeit entscheidend, weil er nur dann pflichtwidrig handelt, dazu Wohlgemuth, FamRZ 205, 1949 (1956).


� 	"Das Gericht spricht die Scheidung sofort aus, wenn der Ehemann die Unterhaltsleistung verweigert, ohne seine wirtschaftliche Unfähigkeit hierfür nachzuweisen." Stets muss die Ehefrau, wenn dt. Gerichte zuständig sind und entscheiden sollen, nach unseren Vorstellungen bedürftig sein. Im Abänderungsverfahren wird jedenfalls dt. Recht maßgeblich, Art. 3 f. HP, und deshalb sollte auch insoweit dt. Recht zur Anwendung kommen, ohne dass sonstige tatsächliche Veränderungen eingetreten sein müssen, etwa ein Umzug des Anspruchstellers, denn so tritt jedenfalls Statutenwechsel ein, (etwas anders) BGH v. 7.12.2011 - XII ZR 151/09, FamRBint 2012, 29, dazu weitere Einzelheiten Fn. 11.


�	Die Auffassung des OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF 59/10, FamRBint 2012, 1 (2) wohl doch zu eng, wenn sie nur die "Beeinträchtigung des Intimverkehrs" durch das Gebrechen ausreichen sein soll, zu diesen Punkten aber auch Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949 (1956); zumindest im Wege der Auslegung nach unseren Vorstellungen wäre ein anderes Ergebnis, so meine ich, zumindest vertretbar, denn sonst müssen wir die marokk. Regeln insgesamt als ordre public-widrig verwerfen und dt. Recht zur Anwendung bringen, damit die Ehefrau auf ihren Antrag geschieden werden kann, aber so ist die Anerkennung des Scheidungsbeschluss in Marokko nicht sichergestellt, vgl. im Übrigen gleich im folgenden Text.


� 	Alle Beträge muss er zusammengerechnet dort einzahlen, Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 45.


� 	Zu den Abläufen anschaulich Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 45.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 45/46.


� 	Damit hat die "Verstoßung" durch den Ehemann in Marokko viel von ihrem früheren "Schrecken" verloren, Art. 3 Abs. 2 GG, zu den Auswirkungen bei uns (ordre public) gleich im Folgenden 6.


� 	OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF 59/10, FamRBint 2012, 1 nimmt ordre public-Widrigkeit der Regelung in Marokko insgesamt an, weil die Ehefrau an Scheidungsgründe gebunden ist, ihr Mann aber jederzeit die Scheidung durch seine Erklärung herbeiführen könne, Art. 6 EGBGB, dazu gleich 6.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 46/47.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 48 hält, ganz anders die Wertung des OLG Hamm (Fn. 45) die Zerrüttungsscheidung nicht für erforderlich, für die ein "praktischer Bedarf kaum zu erkennen" sei, denn letztlich können beide Ehegatten über die "fortentwickelten Rechtsinstitute (sc. ohne größere Belastungdie) Scheidung .. erreichen".


� 	So aber OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF 59/10, FamRBint 2012, 1 (2).


� 	Dazu auch OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF 59/10, FamRBint 2012, 1.


� 	Dann müssten wir dt. Recht heranziehen um ihn zu "schützen" und zu erreichen, dass er sich aus einer missliebigen Ehe befreien kann, die er in Marokko durch einfache Erklärung "beseitigen" könnte, dazu auch BGH v. 11.10.2006 - XII ZR 79/04, FamRBint 2007, 3 für ein ausl. Scheidungsverbot; Scholz/Krause, FuR 2009, 1 und FuR 2009, 67


� 	Art. 3 Abs. 2 GG ist, wenn sie als "verletzt" angesehen wird, auch im Hinblick auf ihre Interessen gefasst. Die manchmal angebrachte weitere Einschränkung, die Scheidung müsse auch nach dt. Recht erfolgen können, halte ich dagegen nicht für aus Art. 6 EGBGB vorgegeben, denn Trennungszeiten zählen nicht zum rechtlichen Bestand, den wir unter allen Voraussetzungen verteidigen müssten.  


� 	So aber OLG Hamm v. 11.10.2010 - II-6 UF 59/10, FamRBint 2012, 1 (2).


� 	Rieck/El Akrat, Ausländisches Familienrecht, Länderbericht Marokko, S. 16; Bergmann/Ferid/ Henrich (Fn. 5), S. 55 f.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 33; zur gerichtlichen Kontrolle bei "größerem Vermögen" dort S. 33 Fn. 104 und Art. 240 FamG (Winter 2009: 20.000 US-$).


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 27.


� 	Zu "Unterhaltsvorschüssen" aus einem besonderen Fonds Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 58 Fn. 265.


� 	Dazu Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 58.


� 	Art. 7 AUG BGBl. 2011 I 898.


� 	Rieck/El Akrat (Fn. 50), S. 15 mit weiteren Nachw.


� 	Wenn wir die dortigen Vorschriften heranziehen und Hachmia vom Unterhalt ausschließen, entlasten wir den sonst pflichtigen Teil (ihren Ehemann) und geben ihr so unbegründete Ansprüche gegen Träger von Transferleistungen, Gesichtspunkte, die bei Art. 6 EGBGB (ordre public) eine gewichtige Rolle spielen.


� 	Einzelheiten bei Rieck/El Akrat (Fn. 52).


� 	Dazu Finger, FuR 2011, 195 (196). Zinseinnahmen aus der Morgengabe können bei der Unterhaltsberechnung allerdings eine Rolle spielen. Im Übrigen können die Zuwendungen, wenn wir über güterrechtlichen Ausgleich nach deutschem Recht zu entscheiden haben, in die übliche Bilanz einzustellen sein, wobei auch § 1380 BGB eine Rolle spielt, dazu Finger, FuR 2011, 195 (196) und Wurmnest, FamRZ 2005, 1878 (1880) sowie ders., JZ 2010, 737 (739). Umgekehrt bedeutet die Absprache über eine Morgengabe keinen Verzicht auf sonst - bestehende - Forderungen auf Unterhalt oder auf güterrechtlichen Ausgleich, dazu Finger, FuR 2011, 195 (196) mit Nachw. in Fn. 14.


� 	Dazu Finger, FuR 2011, 195, dazu die Besprechung von Looschelders, IPrax 2012, 238; OLG Bamberg v. 24.3.2010 - 7 UF 275/08, FamRBint 2011, 25; zur Rückforderung einer Brautgabe nach yezidischen Bräuchen (Sittenwidrigkeit, § 817 BGB) OLG Hamm v. 13.1.2011 - I-18 U 88/10, FamRBint 2011, 47


� 	Die Brautgabe wird Eigentum der Frau; sie hat darüber die freie Verfügung, und der Mann kann dafür keinerlei Gegenleistung verlangen, Art. 29 FamG.


� 	Knapp dazu Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 50.


� 	Vgl. dazu Daschenko/Finger, FamRBint 2012, █.


� 	Zu weiteren Einzelheiten Finger, FamRBint 2010, 18 nach FamRBint 2009, 60.


� 	Dazu Büte, 2 Jahre FamFG - Was ist geklärt, was ist streitig, wo liegen die Risiken? S. 86; zu § 137 Abs. 2 FamFG vgl. im Übrigen nun BGH v. 21.3.2012 - XII ZB 447/10 .


� 	MünchKomm/Bernreuther, 2. Aufl., § 606 a ZPO Rz. 113.


� 	Bergmann/Ferid/Henrich (Fn. 5), S. 32.


� 	Vgl. OLG München v. 26.1.2012 - 34 Wx 519/11, FamRBint 2012, 27 (für Algerien).


� 	Marokk. Gerichte sind aus unserer Sicht aber oft nicht zuständig, insbesondere bei Doppelstaatlern mit Staatsangehörigkeit auch zu Deutschland, für die wir die dt. Vorschriften für vorrangig halten, vgl. Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB, denn insoweit bestehen Wahlbefugnisse nur bei mehrfacher Staatsangehörigkeit zu Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung, dazu EuGH v. 16.7.2009 - C-168/08, FamRBint 2009, 72; Anm. Kohler, FamRZ 2009, 1574, Bespr. bei Rieck, FamFR 2009, 32; Hau, IPrax 2010, 50 und Bilger, IPrax 2010, 54.


� 	Dazu zuletzt OLG München v. 31.1.2012 - 34 Wx 80/10, FamRBint 2012, 25 mit Anm. Finger.





